Bekanntmachung
der Landesdirektion Sachsen
nach § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung über das Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung der UVP-Pflicht für das Vorhaben „Verlegung Hubschrauberlandeplatz und Vorfelderweiterung Ramp 2 am Flughafen Dresden“
Gz.: 32-0522/1165/3
Vom 7. Februar 2022

Gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist, wird Folgendes bekannt gemacht:

[bookmark: _GoBack]Die Flughafen Dresden GmbH hat mit Schreiben vom 8. Dezember 2021 für das Vorhaben „Verlegung Hubschrauberlandeplatz und Vorfelderweiterung Ramp 2 am Flughafen Dresden“ einen Antrag auf Plangenehmigung gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 und 10 des Luftverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2007 (BGBl. I 
S. 698), das zuletzt durch Artikel 131 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, in Verbindung mit § 74 Abs. 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden ist, und § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. 
S. 142), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503, 553) geändert worden ist, bei der Landesdirektion Sachsen gestellt. Ergänzend dazu hat die Flughafen Dresden GmbH zur Klarstellung die Feststellung der in den bisherigen Planfeststellungsunterlagen nicht eindeutig dargestellten Bereichsgrenzen der Planfeststellungsverfahren zum Zentralbereich des Flughafens sowie der Start-/Landebahn beantragt.
Da dieses Änderungsvorhaben in den Anwendungsbereich des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung fällt, hat die Landesdirektion Sachsen eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls vorgenommen. 
Im Rahmen dieser Vorprüfung wurde am 7. Februar 2022 gegenüber dem Antragsteller festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Das Vorhaben hat keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Umweltschutzgüter, die nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Für diese Einschätzung sind folgende wesentliche Gründe maßgebend:
Das Änderungsvorhaben beinhaltet die Verlegung des bestehenden Hubschrauberlandeplatz in östlicher Richtung und die bauliche Anpassung des Hubschraubervorfelds Ramp 5 auf aktuelle Nutzeranforderungen sowie die Erweiterung der bestehenden Vorfeldfläche Ramp 2 in östlicher Richtung als Fläche für Sondernutzungen zur Positionierung von Luftfahrzeugen bis ICAO-Klasse F am Flughafen Dresden. Mit der Verlegung des bestehenden Hubschrauberlandeplatzes erfolgt mit der Rollbahn HLP zudem die Herstellung einer Anbindung des neuen Hubschrauberlandeplatzes an die bestehende Rollbahn H. Im Zuge der Maßnahmen werden die befestigten Flächen der bestehenden Rollbahn G sowie das bereits bestehende Helipad zurückgebaut, die Flächen entsiegelt und begrünt. Das Vorhaben befindet sich innerhalb des eingezäunten Betriebsgeländes des Flughafens Dresden. 

Mit der Verlegung des Hubschrauberlandeplatzes kommt es zu einer vollständigen Neuversiegelung bisher unbefestigter Fläche in Höhe von 4.760 m². Demgegenüber steht der Rückbau nicht mehr benötigter Bestandsflächen in Höhe von 6.382 m², wovon 2.872 m² voll- und 458 m² erneut versiegelt werden. Für die Erweiterung der Ramp 2 werden 
ca. 2.700 m² bisherige Grünfläche vollständig versiegelt und 2.700 m² nicht mehr benötigte Bestandfläche zurückgebaut, entsiegelt und anschließend begrünt. Bei beiden Vorhaben ist nahezu ein ausgeglichenes Verhältnis der Neuversiegelung zur Entsiegelung gegeben.  

Natura 2000-Gebiete sowie Schutzgebiete und Schutzobjekte nach dem Naturschutzrecht sind von dem Vorhaben nicht betroffen. Das Vorhaben liegt außerhalb von Wasserschutzgebieten.  

Nachteilige Auswirkungen für das Schutzgut Mensch bzw. die menschliche Gesundheit sind von dem Vorhaben nicht zu erwarten. Baubedingt entstehende Beeinträchtigungen durch Staub- und Lärmeinträge während der Bauphase sind räumlich und zeitlich eng begrenzt und mit Abschluss der Baumaßnahmen beendet. Durch entsprechende immissionsmindernde technische Maßnahmen (z. B. Staubbindung durch Bewässerung) werden sie auf das absolut unvermeidbare Mindestmaß beschränkt. Mit der Verlegung des Hubschrauberlandeplatzes in östlicher Richtung treten keine relevanten Lärmpegelerhöhungen durch die An- und Abflugvorgänge der Hubschrauber für die umliegende Wohnbebauung ein. Relevante Pegeländerungen sind nur innerhalb des Flughafengeländes selbst und nur im Bereich gewerblicher Nutzungen zu verzeichnen. Diese werden jedoch wiederum von den bestehenden Lärmimmissionen des Verkehrsflughafens überlagert. Die durch den Betrieb der Sonderabfertigungsfläche entstehenden Lärmauswirkungen entsprechen denen des bereits derzeit stattfindenden Flughafenbetriebs. Da mit der Realisierung des Vorhabens kein erhöhtes Flugaufkommen verbunden ist, kann eine vorhabenbedingte Zunahme von Luftschadstoffen ebenfalls ausgeschlossen werden. Für den Hubschrauberlandeplatz erfolgt lediglich eine Lageanpassung und mit der Erweiterungsfläche für Sondernutzungen wird eine Optimierung bezüglich des Handlings von Luftfahrzeugen erreicht, die z. B. längere Zeit am Flughafen Dresden abgestellt werden.     

Das Vorhaben hat keine nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt. Das Vorhaben wird im eingezäunten Betriebsbereich des Flughafens Dresden realisiert. Bedingt durch das Fehlen geeigneter Habitatstrukturen und der Lage des Vorhabens innerhalb des eingezäunten Betriebsgeländes können bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen auf bestimmte Säugetiere (z. B. Wolf, Haselmaus, Biber und Fischotter), Fische, Amphibien, Mollusken, Libellen oder holzbewohnende Käferarten grundsätzlich ausgeschlossen werden. Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen auf die Avifauna und Fledermäuse, auf Pflanzen und die biologische Vielfalt sind in den durch die bestehende Verkehrsanlage vorbelasteten Bereichen des Planungsgebietes ebenfalls nicht zu erwarten. Diese sind bereits an die von den Luftverkehrsflächen ausgehenden betriebsbedingten Störungen gewöhnt und es existiert schon ein gewisses Grundstörungspotential. Durch die geplante Entsiegelung und Begrünung nicht mehr benötigter Flugverkehrsflächen werden neue Flächen mit Habitateignungen in unmittelbarer räumlicher Nähe geschaffen. Lediglich im Rahmen der Bauausführung kann es zu geringen Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt kommen. Der Vorhabenträger hat eine Reihe von artenschutzrechtlichen Maßnahmen (Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten; fachgutachterliche Kontrolle des Baufeldes vor Baufeldfreimachung auf Besatz mit geschützten Arten etc.) geplant, mit denen das Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen während der Bauausführung ausgeschlossen werden kann. Die Beseitigung der Gehölze und Grünflächen ist auf das nötigste Mindestmaß beschränkt. Bestehende Gehölze werden während der Bauphase durch Schutzmaßnahmen nach DIN 18920 geschützt. Nicht ausschließbare geringe Auswirkungen bleiben lokal und zeitlich auf die Zeit der Bauausführung begrenzt. Der mit dem Vorhaben verbundene Eingriff in Natur und Landschaft ist kompensierbar.


Nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter Fläche, Boden und Wasser sind durch das Bauvorhaben nicht zu erwarten. Das Schutzgut Fläche ist nicht berührt, da das Vorhaben innerhalb des bestehenden Flughafengeländes liegt. Die neu herzustellenden Flächen werden an die bereits bestehenden Entwässerungs- und Abwasseranlagen des Flughafens angeschlossen. Insoweit werden lediglich Änderungen und Anpassungen erforderlich. Schädliche Wasserinhaltstoffe (z. B. Enteisungsmittel im Winter, Schmier- und Treibstoffe) werden zurückgehalten und einer Behandlung zugeführt. Weder die Einleitmenge noch die definierte Qualität des einzuleitenden Oberflächenwassers werden durch das Vorhaben grundlegend verändert. Durch die sachgemäße Lagerung von Schadstoffen während der Bauzeit wird das Grundwasser vor schädigenden Verunreinigungen umfassend geschützt. Die vorhandenen Böden im Flughafengelände sind anthropogen überformt und durch Voll- und Teilversiegelungen, weitflächige Aufschüttungen etc. stark verändert. Natürliche, vom Menschen unbeeinflusste Böden sind nicht vorhanden. Im Rahmen der Bauausführung wird das Baufeld auf einen technologisch notwendigen Bereich beschränkt. Nach der Beendigung der Baumaßnahme werden die bauzeitlich in Anspruch genommen unbefestigten Flächen zurückgebaut und standortgerecht rekultiviert. Durch die Einhaltung der Maßnahmen des Bodenschutzes während der Bauausführung wird gewährleistet, dass alle Vorschriften zum Schutz des Bodens, des Grundwassers, zum sachgerechten Umgang sowie zur sachgerechten Lagerung von Bau- und Betriebsstoffen eingehalten werden. Zwar gehen mit der anlagebedingten vollständigen Neuversiegelung des Bodens im Zuge der Realisierung der Maßnahmen die Bodenfunktionen vollständig verloren; auf den teilversiegelten Flächen kommt es zu einer Beeinträchtigung der Bodenfunktionen. Zur Kompensation werden jedoch voll- und teilversiegelte Bestandsflächen im Bereich des jetzigen Hubschrauberlandeplatzes entsiegelt und standortgerecht begrünt. 

Die Auswirkungen auf die Schutzgüter Luft und Klima sind ebenfalls als unerheblich zu bewerten. Mit der Verlegung des Hubschrauberlandeplatzes sowie der Vorfelderweiterung der Ramp 2 ist kein erhöhter Flugverkehr verbunden, so dass es durch das Vorhaben nicht zu Veränderungen bzw. Verschlechterungen der luftklimatischen Verhältnisse kommt. Nicht ausschließbare Schadstoffbelastungen in der Luft durch Baufahrzeuge während der Bauphase sind als gering zu bewerten. Sie bleiben lokal und zeitlich auf die Zeit der Bauausführung begrenzt. Auch die erforderliche Rodung eines Baumes im Zuge der Vorfelderweiterung Ramp 2 hat keine nachteiligen Auswirkungen auf das Mikroklima. Für das globale Klima ist das Änderungsvorhaben nicht relevant. 

Das Schutzgut Landschaft ist nicht berührt, da der Standort des Änderungsvorhabens im Flughafengelände des Flughafens Dresden liegt. Das Flughafengelände ist aufgrund seiner technischen Überprägung und der bereits bestehenden Lärmwirkung nicht von besonderem landschaftsästhetischem Wert. Da im Zuge des Vorhabens keine hochbaulichen Anlagen errichtet werden und nur kleinflächig Gehölzstrukturen verloren gehen, wird der Charakter des vorhandenen Geländes nicht wesentlich verändert.  
  
Das Vorhaben hat auch keine nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter. Im Baufeld sind keine geschützten oder schützenswerten       Kultur-, Bau- oder Bodendenkmale vorhanden.
Mit nachteiligen Auswirkungen aufgrund von Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern ist aufgrund der Vorbelastungen des bestehenden Flughafens Dresden nicht zu rechnen.
Für diese Einschätzung sind auch die folgenden, vom Vorhabenträger vorgesehenen Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen maßgeblich:
· Reduzierung der dauerhaften Flächeninanspruchnahme auf das notwendige 
Mindestmaß,
· Wiederherstellung und Rekultivierung bauzeitlich in Anspruch genommener Flächen,
· Einhaltung aller Vorschriften zum Schutz des Bodens, des Grundwassers und zum sachgerechten Umgang sowie zur sachgerechten Lagerung von Bau- und Betriebsstoffen,
· Schutz des Bodens durch Einhaltung der DIN 18915,
· Minimierung von Baustraßen, Lager- und Stellplätzen und deren Rückbau nach Beendigung der Bauarbeiten,
· Reduzierung der Bauphase auf das notwendige Mindestmaß,
· ordnungsgemäße Aufnahme, ggf. Zwischenlagerung und Entsorgung anfallender Reststoffe zum Schutz des Bodens und Grundwassers und
· Schutzmaßnahmen nach DIN 18920 zum Schutz bestehender Vegetationstatbestände.
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.
Die entscheidungserheblichen Unterlagen sind der Öffentlichkeit in der Landesdirektion Sachsen, Referat 32, Braustraße 2, 04107 Leipzig, zugänglich.
Leipzig, den 4. Februar 2021
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